
Sportarten unterscheiden. Die Streitigkeiten, die ent-
stehen können, sind jedoch dem traditionellen Sport
sehr ähnlich und beinhalten die gleichen Themen wie
Doping und Spielabsprachen sowie arbeitsrechtliche
Streitigkeiten.

Da es sich bei eSports jedoch um ein relativ neues
Phänomen handelt, fehlt es erstens an Regulierungs-
organisationen, die für einheitliche Regeln und Ver-
haltenskodizes sorgen, und zweitens an zuverlässigen
und unabhängigen Schiedsinstitutionen.116 Die frag-
mentierten, hochgradig konfliktbehafteten Streitbeile-
gungsmechanismen in der eSports-Branche bedürfen
nach Ansicht des Autors jedoch einer zentralen, dau-
erhaften Schiedsinstitution wie dem CAS.117 Zudem
bedarf es sensibilisierter Schiedsrichter, die die Bran-
che verstehen und über die juristische Kompetenz
und das Wissen verfügen, welches zur Entscheidung
von eSports-Streitigkeiten benötigt wird. Auch wenn
es sehr wünschenswert ist, kann man mit Sicherheit
sagen, dass diese Ziele bis zum Ende des Jahres 2021
nicht erreicht wurden.118 Es ist daher von größter

Wichtigkeit, dass sich alle Beteiligten der eSports-
Branche oder Schiedsgerichtsbranche zusammentun,
um eine dauerhafte Schiedsinstitution mit einem
Mandat von Spieleentwicklern, Publishern, Turnier-
veranstaltern und den Teams zu etablieren.119 Nur
eine gemeinsame Anstrengung wird einer Schieds-
institution die notwendige Legitimation haben. In
Anbetracht der mangelnden Bereitschaft von Spie-
leentwicklern und Publishern, sich zu positionieren
und eine solide Haltung zur Schiedsgerichtsbarkeit
und Streitbeilegung im Allgemeinen einzunehmen,
wird es höchstwahrscheinlich eine Menge Lobby-
arbeit seitens der eSports-Community, der beteiligten
Anwälte und der professionellen Spieler selbst erfor-
dern.

Schließlich, um es in den Worten von Steve Jobs
auszudrücken, ist da noch „one more thing“. Ein tra-
ditionelles Schiedsgerichtssystem, das z. B. Monate
braucht, um ein Schiedsgericht zu bestellen ist nicht
gut geeignet für die schnelllebige Welt des eSports.
Und wenn man die Schlussfolgerungen aus der laufen-
den COVID-19-Pandemie zieht, muss die Schlichtung
in der eSports-Branche online, auf Abruf und auf den
Punkt erfolgen.

Zur Einordnung verschuldensunabhängiger Geldstrafen des DFB als prä-
ventive Maßnahmen durch den BGH
Von Prof. Dr. Wolf-Dietrich Walker, Gießen*

Zuschauerausschreitungen in Fußballstadien durch
Verwendung von Pyrotechnik, Werfen von Gegen-
ständen auf das Spielfeld, rassistischen Äußerungen
oder Plakaten sind trotz aller gemeinsamen Bemühun-
gen der Vereine und des DFB offenbar nicht zu ver-
hindern. Der DFB verhängt wegen derartiger Aus-
schreitungen neben anderen in § 44 DFB-Satzung vor-
gesehenen Verbandsstrafen wie Anordnung von Geis-
terspielen, Ausschluss aus dem (Pokal-)Wettbewerb
und Punktabzug regelmäßig Geldstrafen gegenüber
denjenigen Vereinen, denen die Zuschauerausschrei-
tungen gem. § 9 a seiner Rechts- und Verfahrensord-
nung (RuVO) zugerechnet werden. Ob die Vereine
vom DFB verschuldensunabhängig für fremdes Fehl-
verhalten in Anspruch genommen werden können, ist
seit langem heftig umstritten. Jahrzehntelang haben
die Vereine sich dagegen nicht gerichtlich gewehrt.
Erst der mit einer Geldstrafe belegte FC Carl Zeiss
Jena hat mit einem Antrag nach § 1059 ZPO auf
Aufhebung eines Schiedsspruchs des zuständigen
Schiedsgerichts beim DFB, das die Geldstrafe in der
Sache bestätigt hat, den Rechtsweg zu den ordentli-
chen Gerichten beschritten. Dadurch erhielt der

BGH1 die Gelegenheit, zur Zulässigkeit von verschul-
densabhängigen Geldstrafen2 des DFB ein vorläufiges
Schlusswort zu sprechen. Die Überzeugungskraft und
die Folgen dieser Entscheidung sind Gegenstand die-
ses Beitrags.

I. Grundsätzliche Zulässigkeit und die verfassungs-
rechtlichen Grenzen von Verbandsstrafen

Die verfassungsrechtlich durch Art. 9 Abs. 1 GG ge-
schützte und in § 25 BGB ausgestaltete Verbandsauto-
nomie umfasst unter anderem die Befugnis der Ver-
bände zur innerverbandlichen Normsetzung. Der DFB
kann daher grundsätzlich selbst entscheiden und in
seinem Verbandsrecht regeln, ob und unter welchen
Voraussetzungen er gegenüber seinen Mitgliedern
Sanktionen wegen Zuschauerausschreitungen ver-
hängt. Die aus der Verbandsautonomie folgende
Normsetzungsbefugnis ist allerdings nicht grenzenlos.
Verbandsrecht ist an die §§ 134, 138 BGB gebunden

116 Zustimmend Stokłosa, a.a.O.
117 Ein positives Beispiel für die erfolgreiche Etablierung eines unabhängigen

Schiedsgerichts im Sportbereich ist das Basketball-Schiedsgericht, das
2007 eingerichtet wurde. Für einen Überblick siehe Hasler, Chapter 6:
The Basketball Arbitral Tribunal-An Overview of Its Process and Decisi-
ons, in: Duval/Rigozzi (Hrsg.), Yearbook of International Sports Arbitra-
tion 2015, S. 111.

118 Stokłosa, a.a.O.
119 Ebda.

* Verf. ist Universitätsprofessor für Bürgerliches Recht, Arbeitsrecht und
Zivilprozessrecht und war bis März 2021 Inhaber eines gleichnamigen
Lehrstuhls an der Justus-Liebig-Universität Gießen.

1 BGH, Beschl. v. 4. 11. 2021, Az. I ZB 54/20, SpuRt 2022, 44 (in diesem
Heft).

2 Andere Verbandsstrafen waren nicht Gegenstand der Entscheidung und
sind im Hinblick auf ihre rechtliche Einordnung als Strafe oder präventi-
ve Manßanhe auch anders zu beurteilen als Geldstrafen (Walker, NJW
2014, 119 [122]).
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und unterliegt jedenfalls bei Verbänden mit Monopol-
stellung der Inhaltskontrolle nach § 242 BGB.3 Über
die Inhaltskontrolle muss sich das Verbandsrecht auch
an verfassungsrechtlichen Wertentscheidungen messen
lassen. Dazu gehört das aus Art. 1 Abs. 1, Art. 2
Abs. 1 GG sowie aus dem Rechtsstaatsprinzip abge-
leitete Verschuldenserfordernis als Voraussetzung für
die Verhängung von Strafen und strafähnlichen Sank-
tionen.4 Der BGH betont unmissverständlich, dass
dieser verfassungsrechtliche Grundsatz „nulla poena
sine culpa“ für eine strafrechtliche oder strafrechts-
ähnliche Ahndung ein eigenes Verschulden des Betrof-
fenen voraussetzt und eine Zurechnung des Verschul-
dens Dritter nicht in Betracht kommt.5

Allerdings hat der BGH ausdrücklich offengelassen,
ob das Verschuldenserfordernis auch bei nichtstaatli-
chen Sanktionen wie den Verbandsstrafen gilt.6 Diese
Frage wird zu Recht weitgehend bejaht.7 Die entschei-
dende Aussage des BVerfG zum Verschuldensprinzip
bei strafähnlichen Sanktionen ist zwar in mehreren
Verfahren zur Zulässigkeit der Verhängung eines Ord-
nungsgelds nach § 890 ZPO wegen Verstoßes gegen
einen Unterlassungstitel ergangen. Sie ist aber ganz
allgemein gehalten und nicht auf Sanktionen durch
den Staat beschränkt. Der Umstand, dass sich das
Rechtsstaatsprinzip unmittelbar an die staatlichen Ge-
walten wendet, schließt eine Berücksichtigung des
Verschuldensprinzips im Privatrecht nicht aus. Viel-
mehr ist das Rechtsstaatsprinzip als elementarer Ver-
fassungsgrundsatz Element einer objektiven Ordnung,
die als verfassungsrechtliche Grundentscheidung für
alle Bereiche des Rechts Geltung hat und damit auch
das Privatrecht über die Generalklauseln wie § 242
BGB beeinflussen kann. Die innere Rechtfertigung da-
für ergibt sich daraus, dass der Verband sich bei seiner
Normsetzung gegenüber den satzungsunterworfenen
Vereinen wie ein Gesetzgeber geriert, der ebenfalls an
das Rechtsstaatsprinzip gebunden ist.8

II. Rechtliche Einordnung der Verbandsstrafen als
Strafen oder als präventive Maßnahmen

Somit hängt die Zulässigkeit von verschuldensunab-
hängigen Geldstrafen, die der DFB wegen Zuschauer-
ausschreitungen gegenüber Vereinen verhängt, davon
ab, ob es sich bei diesen Geldstrafen rechtlich um
Strafen oder strafähnliche Sanktionen handelt oder
um präventive Maßnahmen des Verbands, die von der
Verbandsautonomie gedeckt sind und für die das Ver-
schuldenserfordernis nicht gilt. Um diese Frage ging es
auch im Kern der BGH-Entscheidung9 im Verfahren

des FC Carl Zeiss Jena gegen den DFB. Der BGH
ordnet die Geldstrafen des DFB ebenso wie die Vor-
instanz,10 aber entgegen der wohl herrschenden Mei-
nung11 als präventive Maßnahme ein. Das ist zu über-
prüfen.

1. Wortlaut der RuVO des DFB

Der Wortlaut der RuVO des DFB spricht zwar für die
Einordnung als Strafe. In dieser Ordnung wird nicht
nur vereinzelt, sondern durchgängig der Begriff der
Strafe verwendet. Die RuVO unterscheidet zwischen
Strafen gegen Vereine und Tochtergesellschaften (§ 7),
Strafen gegen Spieler (§ 8) und Strafen gegen Einzel-
personen bei Verstößen gegen Anti-Doping-Vorschrif-
ten (§ 8 b). In § 44 der DFB-Satzung, auf die in § 1
Nr. 4 der RuVO verwiesen wird, ist von der Strafge-
walt des Verbands und (ebenso wie in § 7 RuVO) von
Geldstrafen die Rede. Dieser Verwendung des Begriffs
der „Strafe“ misst der BGH allerdings keine Bedeu-
tung bei.12 Dem ist grundsätzlich zuzustimmen. Für
die rechtliche Einordnung der Verbandssanktion
kommt es maßgeblich nicht auf den (beliebig wähl-
baren) Wortlaut, sondern – vergleichbar wie nach
§ 611 a Abs. 1 S. 6 BGB für die Feststellung der Ar-
beitnehmereigenschaft – auf die tatsächliche Wirkung
an.

Daher scheidet eine allein auf die Terminologie der
RuVO gestützte Einordnung der vom DFB verhängten
Geldstrafe als Strafe aus. Allerdings hat der BGH es
sich bei der Auslegung nach dem Wortlaut recht leicht
gemacht. In der RuVO des DFB ist nämlich abgesehen
von der durchgängigen Verwendung des Wortes
„Strafe“ beispielsweise auch geregelt, dass bei einzel-
nen zur Bestrafung der Vereine führenden Tatbestän-
den der Versuch strafbar ist (§ 7 Nr. 2 RuVO) und
dass die Vollstreckung einer Strafe zur Bewährung
ausgesetzt werden kann (§ 7 a RuVO). Das klingt eher
nach einem strafrechtlich orientierten Gesamtkonzept.

2. Zweck der Geldstrafen

Der BGH stellt entscheidend auf den Zweck ab, der
mit einer vom Verband verhängten Geldstrafe verfolgt
wird.13 Die Geldstrafe sei zukunftsbezogen. Sie enthal-
te kein Unwerturteil gegenüber dem Verein. Sie diene
gegenüber dem betroffenen Verein allein präventiven
Zwecken. Er solle angehalten werden, zukünftig über
die verbandsrechtlichen Vorgaben hinausgehende
Maßnahmen zu treffen. Die Geldstrafe sei zwar an
den Verein adressiert, richte sich in der Sache aber
gegen die störenden Zuschauer. Ihnen werde dadurch
verdeutlicht, dass ihr Fehlverhalten zulasten „ihres“
Vereins nicht folgenlos bleibe. Bei ihnen könne der
Verein Regress nehmen, um dadurch zukünftige Ord-
nungsverstöße zu verhindern. Seien die unmittelbaren
Täter nicht zu ermitteln, solle durch die Geldstrafen
ein Anreiz gegeben werden, weitere Maßnahmen zur
effektiveren Identitätsfeststellung zu ergreifen. Die
präventive Zielsetzung ergebe sich auch aus Ziffer 7
der Richtlinien des DFB-Kontrollausschusses.

3 BGH NJW 1989, 1724 (1727); Adolphsen/Hoefer/Nolte, in: Adolphsen
u. a., Sportrecht in der Praxis, 2012, Rn. 1173 f.; Orth in Cherkeh/Mom-
sen/Orth, Handbuch Sportstrafrecht, 2021, 3. Kap. Rn. 247 f.; Münch-
KommBGB/Leuschner, 9. Aufl. 2021, § 25 Rn. 33.

4 Dazu BVerfG, NJW 1967, 195 (196); s. auch NJW 1981, 2457; NJW
1991, 3139.

5 BGH, SpuRt 2022, 44, Rn. 23.
6 BGH, SpuRt 2022, 44, Rn. 24 f.
7 Siehe nur Adolphsen/Hoefer/Nolte, in: Adolphsen u. a., Sportrecht in der

Praxis, 2012, Rn. 182; Orth in Cherkeh/Momsen/Orth, Handbuch
Sportstrafrecht, 2021, 2. Kap. R. 51 f.; MünchKommBGB/Leuschner,
9. Aufl. 2021, § 25 Rn. 72; Prütting/Gehrlein/Schöpflin, 16. Aufl. 2021,
§ 35 Rn. 16; Summerer, PHB-Sportrecht, 4. Aufl. 2020, Teil 2 Rn. 339;
Walker, NJW 2014, 119 (121); OLG Frankfurt a. M., SpuRt 2001, 159
(162).

8 Dazu Hofmann in: Schmidt-Bleibtreu, GG, 15. Aufl. (2021), Art. 20
Rn. 63.

9 BGH, SpuRt 2022, 44, Rn. 20 ff.

10 OLG Frankfurt, SpuRt 2020, 255 (258) mit sehr krit. Anm. Heermann.
11 Gleiche Einschätzung von Orth, Legal Tribune Online vom 4. 11. 2021,

https://www.lto.de/recht/hintergruende/h/bgh-i-zb-54-20-carl-zeiss-jena-
geldstrafe-dfb-schiedsgericht-fans-pyrotechnik-kollektivstrafe-praeventi-
on-fussball/ (zuletzt abgerufen am 3. 12. 2021).

12 BGH, SpuRt 2022, 44, Rn. 30.
13 BGH, SpuRt 2022, 44, Rn. 32 ff.
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a) Verbandsrecht als Kriterium für den Zweck der
Verbandsstrafe?

In der Tat heißt es in Nr. 7 der als Anhang zur RuVO
beigefügten „Richtlinien für die Arbeit des DFB-Kon-
trollausschusses in sportgerichtlichen Verfahren gegen
Vereine und Kapitalgesellschaften“: „Nicht die Bestra-
fung des in der Vergangenheit liegenden Vorfalls, son-
dern die vorbeugenden Maßnahmen zur Vermeidung
neuerlicher Vorfälle stehen im Vordergrund der sport-
strafrechtlichen Aufarbeitung von Zuschauerfehlver-
halten.“ Diese Eigenformulierung des DFB hat aller-
dings keine größere Bedeutung als umgekehrt die
durchgängige Verwendung des Begriffs der „Strafe“.
Sie entfaltet also allenfalls eine erste Indizwirkung, ist
aber letztlich für die Verortung der Verbandssanktio-
nen bei den Strafen oder bei den präventiven Maß-
nahmen mit ausschlaggebend. Ein Verband kann das
für Strafen geltende Verschuldenserfordernis nicht ein-
fach dadurch umgehen, dass er selbst seine Sanktion
als präventive Maßnahme bezeichnet.

b) Berücksichtigung des Empfängerhorizontes für den
Zweck der Geldstrafen

Wenn es für die rechtliche Verortung der Verbands-
strafe auf deren tatsächliche Wirkung ankommt, kann
der „Empfängerhorizont“ der betroffenen Vereine
nicht unberücksichtigt bleiben. Diese empfinden eine
Geldstrafe, die ausschließlich an das störende Zu-
schauerverhalten und nicht an eigene Unzulänglichkei-
ten anknüpft, ausweislich aller öffentlichen Bekun-
dungen als Strafe.14 Das leuchtet auch ein: Die Vereine
fühlen sich bestraft, weil sie „den Kopf dafür hinhal-
ten“ müssen, dass Dritte entgegen ihren eigenen Be-
mühungen Zuschauerstörungen verursacht haben. So
sehen es auch die mittelbar betroffenen Fan-Gruppen:
„Indem sich der BGH der Argumentation vom DFB
bezüglich des präventiven Charakters von Verbands-
strafen anschließt, verschließt er die Augen davor,
dass diese sogenannten präventiven Maßnahmen im-
mer als Strafe wahrgenommen und auch in dieser
Logik eingesetzt werden.“15

3. Präventive Wirkung von Geldstrafen gegen die Ver-
eine?

Die Ausführungen des BGH zur angeblich präventiven
Wirkung von Geldstrafen sind schlank ausgefallen.

a) Tatsächliche Erkenntnisse
Ob Geldstrafen, die in der Vergangenheit allein wegen
Zuschauerausschreitungen verhängt wurden, jemals
zu deren Abbau und zur Erhöhung der Stadionsicher-
heit geführt haben und daher zur Prävention geeignet
sind, wird vom BGH nicht hinterfragt und ist jeden-
falls bisher empirisch nicht belegt. Die praktischen
Erfahrungen deuten zumindest nach der Berichterstat-
tung in den Medien eher auf das Gegenteil hin. Anders
ist es nicht zu erklären, dass bekanntermaßen einzelne
Vereine trotz respektabler Vorkehrungen immer wie-

der von Zuschauerausschreitungen betroffen sind, ob-
wohl sie immer wieder mit immer höheren Geldstra-
fen belegt wurden.16 Die Vorstellung des BGH, (an-
gebliche) Fans könnten sich aufgrund der Sanktionen
gegen „ihren“ Verein künftig von einer Beteiligung an
Ausschreitungen abhalten lassen, lässt sich nicht mit
Tatsachen belegen und ist daher nur eine Hoffnung,
also spekulativ. Hinzu kommt, dass die unmittelbaren
Störer oft keine echten Fans sind, die sich mit dem
Verein identifizieren. Daher kann von „ihrem“ Verein
keine Rede sein. Sie werden sich kaum von Sanktionen
gegen den Verein abhalten lassen, zumal sie aus tat-
sächlichen und rechtlichen Gründen in den seltensten
Fällen eine persönliche Inanspruchnahme im Wege
des Vereinsregresses befürchten müssen.17

b) Verwendung der Geldstrafen
Auch die in § 34 RuVO vorgesehene Verwendung der
Geldstrafen gegen die Vereine trägt zur Bekämpfung
von Hooliganismus, Gewalt und Rassismus im Stadi-
on nichts bei. Danach werden die Geldstrafen für
irgendwelche „gemeinnützige[n] Zwecke des DFB
oder seiner Mitgliedsverbände“ verwendet. Präventive
Wirkung kann der Verwendung einer Geldsanktion
gegen einen Verein nur dann zukommen, wenn das
Geld konkret für präventive Maßnahmen eingesetzt
wird, wie es dem FC Carl-Zeiss Jena hinsichtlich eines
Teils der zu zahlenden Geldstrafe nachgelassen war.

c) Unklare Erwartung an die betroffenen Vereine
Schließlich ist unklar, zu welchen zusätzlichen An-
strengungen die Vereine durch angeblich präventiv
wirkende Geldstrafen veranlasst werden sollen. Wenn
der Verband eine solche Strafe allein mit Störungen
durch Dritte begründet und dem Verein ein eigenes
vorsätzliches oder fahrlässiges Fehlverhalten gerade
nicht vorwirft, geht er selbst davon aus, dass der Ver-
ein alles mit der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt
getan hat, um Zuschauerausschreitungen zu verhin-
dern. Nach Ansicht des BGH18 sollen durch Geld-
strafen Anreize geschaffen werden, zukünftig über die
verbandsrechtlichen Vorgaben hinausgehende Maß-
nahmen zu treffen. In der Sache bedeutet diese Aus-
sage, dass der Verband keine ausreichenden Sicher-
heitsvorgaben gemacht hat und dann den Verein da-
für sanktioniert, dass dieser keine darüberhinaus-
gehenden Maßnahmen ergriffen hat. Das überzeugt
nicht.

Es kann von dem Verein auch nicht erwartet wer-
den, dass er bei den Einlasskontrollen, bei dem Ord-
nungsdienst im Stadion, aber auch bei der Öffentlich-
keitsarbeit und der Fanbetreuung mehr unternimmt,
als ihm zur Erfüllung seiner Verkehrssicherungspflicht
möglich und zumutbar ist.19 Daher ist der nach dem
BGH-Urteil ausgesprochene Hilferuf des Geschäfts-

14 Siehe nur die entsprechende Aussage des Geschäftsführers des FC Carl
Zeiss Jena, FAZ.net vom 4. 11. 2021, https://www.faz.net/-gtm-ahlu2,
zuletzt abgerufen am 1. 12. 2021. Ähnliche Äußerung des Vizepräsiden-
ten des 1. FC Köln, Kölner Stadtanzeiger vom 4. 11. 2021, https://
www.ksta.de/sport/1-fc-koeln/dfb-darf-fc-bestrafen-wettich-zu-bgh-ur-
teil—ueber-diese-faelle-muessen-wir-sprechen–39104244?
cb=1638528581156&, zuletzt abgerufen am 3. 12. 2021.

15 Stellungnahme des Fan-Bundes „Unsere Kurve“, Zeit Online vom 4. 11.
2021, https://www.zeit.de/news/2021-11/04/bgh-dfb-darf-weiter-geld-
strafen-wegen-fans-verhaengen, zuletzt abgerufen am 3. 12. 2021.

16 Siehe nur die Angaben zur Betroffenheit des 1. FC Köln bei Schneider,
Legal Tribune Online vom 1. 7. 2015, https://www.lto.de/recht/hinter-
gruende/h/dfb-sportgerichte-fanrandale-geldstrafen-fussball-vereine/, zu-
letzt abgerufen am 3. 12. 2021, sowie bei Walker, NJW 2014, 119
(122 f.).

17 Der Vizepräsident des 1. FC Köln wird mit der Aussage zitiert, es sei dem
Verein nur in zwei Fällen gelungen sei, die unmittelbaren Störer zu über-
führen (Kölner Stadtanzeiger vom 4. 11. 2021, https://www.ksta.de/
sport/1-fc-koeln/dfb-darf-fc-bestrafen-wettich-zu-bgh-urteil—ueber-die-
se-faelle-muessen-wir-sprechen–39104244?cb=1638528581156&, zu-
letzt abgerufen am 3. 12. 2021).

18 BGH, SpuRt 2022, 44, Rn. 33 am Ende.
19 Zum Umfang der Verkehrssicherungspflicht der Vereine Walker, Zivil-

rechtliche Haftung für Zuschauerausschreitungen, in Walker, Hooliga-
nismus, 2009, 35 (46 ff.).

12 1/2022 Aufsätze



führers des FC Carl Zeiss Jena, „ad hoc fällt mir nicht
ein, was wir noch an zusätzlichen Maßnahmen tun
könnten“,20 durchaus juristisch relevant. Wenn der
Verein alles richtig gemacht hat, kann durch eine
Geldstrafe nicht mehr erreicht werden. Im Gegenteil
werden durch eine Geldstrafe dem Verein Mittel ent-
zogen, die er auch zukünftig in Sicherheitsmaßnahmen
investieren könnte. Auch das spricht dafür, dass es
sich bei der Geldstrafe mangels Eignung zur Präventi-
on um eine strafähnliche Sanktion handelt.

III. Folgen des BGH-Urteils

Der DFB soll nach Verkündung des BGH-Urteils
durch seinen Interimspräsidenten erklärt haben, er
fühle sich „uneingeschränkt in seiner Auffassung be-
stätigt“. Es sei „abschließend und zweifelsfrei sicher-
gestellt, dass die DFB-Rechtsorgane einerseits ihre
Arbeit auf der Basis der Richtlinie für die Arbeit des
DFB-Kontrollausschusses uneingeschränkt fortsetzen
und dass sie andererseits die Unterstützung und Mit-
wirkung der Vereine, die anders als der DFB den
Zugang zu ihren Anhängern haben, zur Sicherung
eines störungsfreien Spielbetriebs einfordern kön-
nen.“21 Das ist die nachvollziehbare Aussage der Par-
tei, die den Rechtsstreit gewonnen hat. Fraglich ist
allerdings, was der DFB eigentlich mit dem BGH-
Urteil gewonnen hat. Er kann als Verband auch wei-
terhin Geldstrafen anordnen, die ausweislich der
praktischen Erfahrungen in der Vergangenheit nicht
dazu geeignet sind, Zuschauerstörungen zu verhin-
dern, und die zudem bei den betroffenen Vereinen
und bei den Fans nicht auf Akzeptanz stoßen. Der
Dachverband für Fanhilfen soll in einer Stellungnah-

me von „Sippenhaft, wie man sie nur aus dem Mittel-
alter kannte“, gesprochen haben.22 Der Fan-Bund
„Unsere Kurve“ wird mit der Äußerung zitiert,23 man
befürchte, „dass der Konflikt zwischen der Fanszene
und dem DFB auf dem Rücken der Vereine“ nun
weiter angeheizt werde. Zwar dürfen solche Aussagen
aus der Fanszene nicht überbewertet werde, zumal
die zu bekämpfenden Zuschauerausschreitungen ge-
rade aus der Sphäre der Fans kommen. Aber diese
Aussagen zeigen, dass die BGH-Entscheidung nicht
zur Befriedung zwischen dem DFB, den Vereinen und
den Fans beiträgt und dass verschuldensunabhängige
Geldstrafen die Verbandsautorität des DFB eher
schwächen.

In rechtlicher Hinsicht könnte der DFB die präven-
tive Wirkung von Geldstrafen und wahrscheinlich
auch die Akzeptanz bei den Vereinen durch eine Än-
derung von § 34 RuVO herstellen. Dort könnte ge-
regelt werden, dass diese Geldstrafen nicht irgendwel-
chen gemeinnützigen Einrichtungen oder Projekten
zufließen, sondern einem Präventionsfonds oder einem
vergleichbaren Sondervermögen mit einer Zweckbin-
dung für präventive Maßnahmen zugeführt werden
oder von den betroffenen Vereinen selbst für präventi-
ve Maßnahmen zu verwenden sind. In diese Richtung
denkt offenbar auch der DFB. Nicht nur dem FC Carl
Zeiss Jena, sondern nach Medienberichten24 auch an-
deren in jüngerer Zeit mit Geldstrafen belegten Ver-
einen wurde nachgelassen, einen Teil der Geldstrafe
nachweisbar für sicherheitstechnische, infrastrukturel-
le und gewaltpräventive Maßnahmen zu verwenden.
Das weist in die richtige Richtung.

Die Causa Kimmichoder: der Umgang mit „Impfverweigerern“ im Profifuß-
ball
Von Rechtsanwältin Annett Rombach, LL. M. (Miami) und Rechtsanwalt David Müller, Frankfurt
am Main

Das öffentliche Bekenntnis des Nationalspielers Jo-
shua Kimmich vom FC Bayern München, sich aus
Angst vor möglichen Langzeitfolgen einer Corona-
Schutzimpfung (vorerst) nicht impfen zu lassen, hat
eine gesellschaftliche und juristische Debatte über den
Impfstatus von Fußballprofis ausgelöst. Während der
gesellschaftliche Diskurs sich vornehmlich daran ent-
zündet, ob Fußballprofis, deren Leben auf und neben
dem Fußballplatz auf sozialen Kanälen von Millionen
Fans verfolgt wird, bei der Frage der Impfung eine
Vorbildfunktion übernehmen sollten,1 steht im Zen-
trum der juristischen Debatte, ob Clubs und/oder Ver-

bände sie zu einer Impfung rechtlich verpflichten dür-
fen. Die nachfolgenden Ausführungen zu der zweiten
Frage schließen an den Beitrag der Verfasser in der
SpuRt 2021, 118 an.

I. Einleitung

Bereits im Frühjahr 2021, als COVID-19-Impfungen
in Deutschland in Ermangelung ausreichenden Impf-

20 Zit. Nach FAZ.net vom 4. 11. 2021, https://www.faz.net/aktuell/sport/
fussball/bgh-urteil-klubs-muessen-weiter-fuer-fan-vergehen-an-dfb-zah-
len-17617610.html, zuletzt abgerufen am 3. 12. 2021.

21 Zit. nach FAZ.net vom 4. 11. 2021, https://www.faz.net/aktuell/sport/
fussball/bgh-urteil-klubs-muessen-weiter-fuer-fan-vergehen-an-dfb-zah-
len-17617610.html, zuletzt abgerufen am 3. 12. 2021.

22 Zit. nach Zeit Online 4. 11. 2021, https://www.zeit.de/news/2021-11/
04/bgh-dfb-darf-weiter-geldstrafen-wegen-fans-verhaengen, zuletzt abge-
rufen am 3. 12. 2021.

23 Zeit Online vom 4. 11. 2021, https://www.zeit.de/news/2021-11/04/
bgh-dfb-darf-weiter-geldstrafen-wegen-fans-verhaengen, zuletzt abge-
rufen am 3. 12. 2021.

24 Stuttgarter Nachrichten vom 14. 6. 2021, https://www.stuttgarter-nach-
richten.de/inhalt.fanausschreitungen-hamburger-sv-muss-115-000-euro-
strafen-zahlen.5138b3eb-7f55-4856-ba09-7e9b9b17a194.html, zuletzt
abgerufen am 3. 12. 2021.

1 Vgl. zur Vorbildfunktion Orth, SpuRt 2021, 309.

Aufsätze 1/2022 13


